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- Drucksache VI/3673 - 


Die vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Bundesregierung wie folgt: 


1. Welche Auswirkungen hätte die von Island zum 1. September 
1972 beabsichtigte Ausdehnung der Fischereigrenzen von 12 
Seemeilen auf 50 Seemeilen auf 

a) die Fangflotte der deutschen Hochseefischerei, 

b) die Beschäftigten der deutschen Hochseefischerei, 

c) die Arbeitsplätze der mit der Hochseefischerei im Zusammen- 
hang stehenden Wirtschaftszweige in den Küstenländern und 
in anderen Regionen der Bundesrepublik Deutschland, 

d) das Angebot von frischen und bearbeiteten Seefischen in der 
Bundesrepublik Deutschland, 

e) die Versorgung der Bevölkerung in der Bundesrepublik 
Deutschland mit Seefischen, 

f) die Preisgestaltung an den Seefischmärkten in der Bundes- 
republik Deutschland? 

Zu 1. a) 

Die Erweiterung der isländischen Fischereizone von 12 auf 50 
Seemeilen Breite würde etwa 90 ®/o der traditionellen Fang- 
gründe der deutschen Hochseefischerei in den Gewässern um 
Island erfassen. Eine gesonderte Befischung der verbleibenden 
Fanggebiete außerhalb der 50-Seemeilen-Grenze lohnt nicht, 
weil für den wirtschaftlichen Einsatz der Flotte eine zusammen- 
hängende Kette von Fanggründen erforderlich ist, zwischen 
denen die Schiffe je nach Wetterlage und Fischvorkommen 
wechseln können. 

Die deutsche Hochseefischerei hat im Durchschnitt der Jahre 
1960 bis 1969 jährlich 120 000 t Fisch in den Gewässern um Is- 
land gefangen. 1971 betrug der Fang 123 600 t. Bei den gegen- 
wärtigen Erzeugerpreisen für Seefische repräsentiert diese 
Menge einen Wert von 90 bis 100 Millionen DM. Der größte 
Teil dieser Fänge wird als Frischfisch an den deutschen See- 
fischmärkten angelandet. Von den Gesamtfängen der deut- 
schen Hochseefischerei {frisch und gefroren), die 1971 rund 
350 000 t betrugen, kommt etwa Va aus den Gewässern um 
Island. Von den gesamten Frischfischanlandungen der Hochsee- 
fischerei kommen etwa 62 Vo aus diesen Gewässern. 
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Ein Verlust der Fanggründe um Island würde daher besonders 
hart die Frischfischflotte der Hochseefischerei treffen, die An- 
fang 1972 75 Einheiten umfaßte. Für diesen Teil der Flotte gibt 
es praktisch keine Ausweichmöglichkeiten. Soweit in anderen 
Meeresgebieten lohnende Fangmöglichkeiten bestehen, werden 
sie von den deutschen Trawlern schon genutzt. Ein regelmäßiger 
Einsatz in weiter entfernten Fanggebieten, wie z. B. bei Ost- 
grönland, wäre unwirtschaftlich, weil wegen der längeren Reise- 
zeiten und der begrenzten Haltbarkeit der Fänge nur kurze Zeit 
gefischt werden kann. Die arktischen Gewässer (bei Spitzber- 
gen, Nordnorwegen, Barents-Meer) und die Nordsee werden 
international schon so intensiv befischt, daß ein Einsatz der mit 
hohen Kosten arbeitenden deutschen Frischfisch-Trawler hier 
nicht rentabel wäre. Davon abgesehen sind die Fangmöglich- 
keiten in den in Betracht kommenden Ausweichgebieten sai- 
sonal begrenzt und sehr einseitig, während bei Island das ganze 
Jahr hindurch ein Sortiment gefangen werden kann, das in be- 
sonderem Maße der Nachfrage auf dem deutschen Markt ent- 
spricht. 

Zu l.b) 

Bei einem Verlust der Fanggründe um Island müßte der größte 
Teil der Frischfischflotte wegen der fehlenden Ausweichmög- 
lichkeiten kurzfristig aus der Fahrt gezogen werden. Da zweifel- 
haft ist, ob dann überhaupt noch ein rentabler Einsatz der her- 
kömmlichen Frischfischtrawler möglich , ist, muß mit einem Er- 
liegen dieses Zweiges der deutschen Hochseefischerei gerechnet 
werden. Damit würden etwa 1700 Arbeitsplätze auf den Schif- 
fen bedroht. Nur ein kleiner Teil der Besatzungen könnte auf 
andere Fahrzeuge der Hochseefischerei umgesetzt werden. An- 
gesichts der ungünstigen Wirtschaftsstruktur in den Küsten- 
regionen ist zweifelhaft, ob der Rest von anderen Wirtschafts- 
zweigen aufgenommen werden kann. 

Zu l.c) 

Die Zahl der bedrohten Arbeitsplätze in den mit der Hochsee- 
fischerei eng verbundenen Wirtschaftszweigen an der Küste 
und im Binnenland läßt sich nicht genau ermitteln. Sie beträgt 
sicher ein Mehrfaches der Zahl der Besatzungen. Betroffen wür- 
den vor allem Arbeitsplätze in den Umschlageinrichtungen, Aus- 
rüstungs- und Reparaturbetrieben in den Fischereihäfen sowie 
in den Betrieben der Fischbearbeitung und des Fischhandels an 
den Seefischmärkten. 

Zu 1. d)r e) und f) 

Das Angebot von frischen Seefischen in der Bundesrepublik 
würde bei Verlust der Fanggründe um Island stark verknappt 
und im Sortiment weniger vielfältig werden, zumal mit einem 
völligen Erliegen der Frischfischflotte gerechnet werden muß, 
die 1971 noch rd. 126 000 t angelandet hat. Die deutsche Kutter- 
fischerei, deren Fänge 1971 rd. 140 000 t betrugen, kann einen 
Ausfall in dieser Größenordnung auch nicht annähernd ausglei- 
chen. Ihre Kapazitäten sind nahezu optimal ausgelastet und 
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dürften sich schon wegen des Mangels an geeignetem Personal 
auch längerfristig nicht wesentlich vergrößern lassen. Auch die 
Importe könnten nach den bisherigen Erfahrungen mittelfristig 
nicht in dem erforderlichen Maß gesteigert werden. Eine aus- 
reichende Versorgung der Bevölkerung in der Bundesrepublik 
mit Frischfisch wäre somit nicht mehr gewährleistet. Die Ver- 
knappung des Angebots würde zu erheblichen Preissteige- 
rungen führen. 


2. Hat die Bundesregierung gegen die beabsichtigte Ausdehnung 
der Fischereigrenzen durch Island Klage beim Internationalen 
Gerichtshof erhoben, und wie hat sie die Klage begründet? 

Die Bundesregierung hat gegen die von Island angekündigte 
Ausdehnung der Fischereigrenze am 5. Juni 1972 Klage beim 
Internationalen Gerichtshof erhoben und beantragt, der Ge- 
richtshof möge feststellen, daß die einseitige Erweiterung der 
Fischereizone völkerrechtswidrig und der deutschen Hochsee- 
fischerei gegenüber nicht rechtswirksam ist. 

In der Begründung hat die Bundesregierung namentlich darauf 
hingewiesen, daß die von Island befürchtete Überfischung der 
Bestände in den Gewässern vor seinen Küsten bisher nicht ein- 
getreten sei und im übrigen durch internationale Regulierungs- 
maßnahmen der Kommission für die Fischerei im Nordostatian- 
tik wirksam verhütet werden könne. Soweit Island wegen seiner 
besonderen Abhängigkeit vom Fischfang bei etwaigen Be- 
schränkungen der Fischerei um Island zum Zwecke der Erhal- 
tung der Fischbestände eine vorzugsweise Berücksichtigung 
wünsche, könne dies durch Abkommen mit den Ländern, die bei 
Island Fischfang betreiben, erreicht werden. Die Bundesregie- 
rung habe wiederholt ihre Bereitschaft bekundet, die deutschen 
Fänge bei Island im Rahmen eines solchen Abkommens zu 
beschränken. 

3. Kann die Bundesregierung Auskunft darüber geben, wann über 
die Klage entschieden sein wird? 

Es läßt sich nicht Vorhersagen, wann der Gerichtshof über die 
Klage entscheiden wird. Das Verfahren über die Abgrenzung 
des deutschen Festlandsockels gegenüber den Niederlanden und 
Dänemark dauerte zwei Jahre. 

4. Wie ist der Stand der Verhandlungen zwischen der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung Islands für 
den Fall, daß die Klage beim Internationalen Gerichtshof bis 
zum 1. September 1972 nicht entschieden ist? 

Die Bundesregierung hat, ebenso wie die britische Regierung, 
mit der isländischen Regierung seit August 1971 mehrfach über 
eine Regelung betreffend die deutschen Fischereirechte in den 
Gewässern um Island verhandelt. Da die isländische Regierung 
jedoch Forderungen stellte, die deutschen Fischereifahrzeugen 
nur noch minimale Fangmöglichkeiten zwischen 25 und 50 See- 
meilen um Island belassen hätten, isländische Jurisdiktion bis 
zu 50 Seemeilen vorsahen, und insgesamt den Rechtsstreit vor 
dem Gerichtshof de facto stark präjudizieren könnten, hat bis- 
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her keine Einigung erzielt werden können. Die Bundesregierung 
hat in den Verhandlungen eine Beschränkung der deutschen 
Fänge auf den Durchschnitt der Jahre 1960 bis 1969 (= 120 000 
t), und gegebenenfalls sogar eine Kürzung dieser Menge, die 
Festlegung von Schongebieten zum Schutz der Fischbestände 
und gewisse isländische Kontrollbefugnisse betreffend die Ein- 
haltung solcher Vereinbarungen angeboten. Da eine Verständi- 
gung bisher an der starren isländischen Haltung scheiterte, 
haben die Bundesrepublik Deutschland und Großbritannien in- 
zwischen beim Internationalen Gerichtshof einen Antrag auf 
Erlaß einstweiliger Maßnahmen gestellt, die es der deutschen 
Hochseefischerei für die Dauer des Verfahrens ermöglichen sol- 
len, ihre Fischerei bei Island fortzusetzen. Die Bundesregierung 
hat dabei angeboten, daß auch im Rahmen einer solchen einst- 
weiligen Regelung die deutschen Fänge auf 120 000 t im Jahr 
beschränkt werden. Der Gerichtshof hat für den 2. August 1972 
eine mündliche Verhandlung über diesen Antrag anberaumt. 


5. Wie gedenkt die Bundesregierung die deutsche Hochseefischerei 
zu schützen, wenn es ohne eine Entscheidung des Internatio- 
nalen Gerichtshofs ab 1. September 1972 zu einer Übergangs- 
regelung zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Island 
kommt? 

Die Bundesregierung hofft, daß der Gerichtshof noch vor dem 
1. September 1972 eine Entscheidung über einstweilige Maß- 
nahmen treffen wird. Es ist auch nicht ausgeschlossen, daß Is- 
land sich im letzten Augenblick doch noch zu einem annehm- 
baren Interimsabkommen bereitfindet; denn die isländische Re- 
gierung hat auch nach der letzten Verhandlung ihr Interesse an 
einer einvernehmlichen Lösung bekundet. Die Bundesregierung 
berät vorsorglich, welche Maßnahmen je nach Verlauf der wei- 
teren Entwicklung zur Wahrung der Belange der deutschen 
Hochseefischerei in Betracht kommen. Es erscheint nicht zweck- 
mäßig, im gegenwärtigen Zeitpunkt auf Einzelheiten einzu- 
gehen, zumal die Überlegungen hierüber noch nicht abge- 
schlossen sind. 


6. Welche Haltung nimmt die Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften und der Ministerrat der Europäischen Gemein- 
schaften zu diesen Fragen ein, und welche konkreten Schritte 
hat die Bundesregierung unternommen, um zu einer einheit- 
lichen Haltung in der EWG zu gelangen? 

Die Bundesregierung hat sich im Rahmen der Verhandlungen 
der Europäischen Gemeinschaften mit den nicht beitretenden 
EFTA-Ländern mit Erfolg dafür eingesetzt, daß in dem Abkom- 
men vom 22. Juli 1972 mit Island weitgehende Erleichterungen 
für die Einfuhr isländischer Fischereierzeugnisse in die Gemein- 
schaft nur unter dem Vorbehalt zugestanden worden sind, daß 
die Vergünstigungen erst in Kraft gesetzt werden, wenn eine 
befriedigende Regelung der Fischereirechte der Mitgliedstaaten 
bei Island gefunden worden ist. 
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In Vertretung 

Logemann 



